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Unterhaltungen über den 

Sozialismus nach seinem Verschwinden

Von

Harald Neubert

Es ist allseits offenkundig, dass die Ausarbeitung eines neuen Parteiprogramm der PDS sich in einem recht qualvollen Prozess vollzieht, dessen Ergebnis, zeitliches Ende und dessen Wirksamkeit noch nicht feststeht. Gründe gibt es dafür mehrere. Die Partei ist – inzwischen nach der verheerenden Wahlniederlage am 22. September 2002 mehr denn je - in ihrer Pluralität nach wie vor damit beschäftigt, ihre Identität und ihre weitere Entwicklungsrichtung zu klären, wobei in Anbetracht von Majorisierungsbestrebungen mancher Funktionsträger weniger ein allgemeiner Konsens als vielmehr ein abträglicher Richtungsentscheid nicht ausgeschlossen ist. Dies geschieht vor dem historischen Hintergrund realsozialistischer und westlicher linker Erfahrungen der Zeit vor 1990, vor allem des Scheitern der europäischen realsozialistischen Ordnungen, die zuweilen kontrovers verarbeitet werden, zum einen, und jener „Umwälzung aller gesellschaftlichen Lebenssphären im neoliberalen und hochtechnologischen Weltkapitalismus... /und/ der neoliberal betriebenen Globalisierung von oben“, die linker sozialistischer Politik und Programmatik in beträchtlichem Maße den traditionellen Boden aushöhlen, zum anderen. Einige dieser Leitgedanken formuliert Wolfgang Fritz Haug in seinem Vorwort teils als Problemstellung für die „Unterhaltung“, teils als deren Resümee. 

In der Programmdebatte müssten aufgrund tiefgreifender Veränderungen wie auch des Scheitern der Sozialismusmodelle des 20er Jh. viele „Eckpfeiler klassischer Programme“ gründlich überprüft werden, so zum Beispiel „der Bezug zur emanzipatorischen, geschichtlichen Rolle des industriellen Proletariats, zu den klassischen Organisationsformen der Arbeiterbewegung..., auch der Glaube an die Rolle des Staates bei der Lösung gesellschaftlicher Probleme“, so dass man frühere Programme nicht einfach fortschreiben bzw. aktualisieren könne.(Deppe, S. 137) Hier liegt eine der Quellen für Meinungsverschiedenheiten unter den Linken.

Diese genannten realen Veränderungen zu analysieren, sie zum Ausgangspunkt und zur Grundlage sozialistischer Politik und Programmatik zu nehmen, ist dringend geboten, jedoch bisher aus parteipolitischer Perspektive zu wenig bewältigt worden. Ein weiteres Moment sei genannt: Die PDS vermag ihren Platz im Lande nur dann zu finden und eine wirksame linke sozialistische Politik nur dann zu betreiben, wenn sie in breiter Weise, über die eigene Anhängerschaft hinaus, integrativ zu wirken verstehe.

Wohl im Bewusstsein, dass sozialistische Programmatik nicht nur Sache der PDS, nicht nur nach innen adressiert sein kann, hat der inzwischen tödlich verunglückte Michael Schumann, Mitglied des Parteivorstandes der PDS, Wolfgang Fritz Haug animiert, mit sachkundigen, sozialistisch orientierten, der PDS gegenüber aufgeschlossenen, doch ihr nicht angehörenden Wissenschaftlern ein Disput zu führen, darauf gerichtet, die in der vergangenen 90er Jahren laufende Programmdebatte mit dem Ziel zu unterstützen und zu bereichern, damit „die geschichtliche Chance wahrgenommen wird, in Deutschland langfristig eine sozialistische Linkspartei zu verankern“. Es folgt aus nicht unberechtigter Besorgnis eine zweifache Warnung: Zum einen: „Wer den real existierenden Kapitalismus ausblendet, täuscht systemimmanente Lösungen vor, wo systemtranszendierende Schritte gefragt wären.“ Und  zum anderen: In der gegebenen Situation lauere die Gefahr, „dass die berechtigte Forderung nach gegenwärtiger Politikfähigkeit alles, was darüber hinaustendiert, überwältigt. Der notwendige Pragmatismus im Dienste der Tagespolitik droht sich an die Stelle der Fernziele zu setzen. Damit verlöre eine demokratisch-sozialistische Partei ihr Existenzrecht.“ Haug schließt nicht aus, „dass die weitere Entwicklung der PDS in Richtung ‚Regierungsfähigkeit’ auf Kosten der notwendigen Radikalität der Analyse und der Zielsetzung geht,“ was also das Wesen einer Richtungsänderung ausmachen würde. Im Gegenteil betont er: „Nahziele brauchen Fernziele zur Orientierung. Und sie brauchen Handlungsformen, in denen etwas von der utopischen Ferne freier und solidarischer Vergesellschaftung lebenspraktisch bereits verwirklicht wird.“ (alle Zitate aus dem Vorwort von W. F. Haug)

Im Spannungsfeld zwischen pragmatischer Alltagspolitik und notwendigen Fernzielen behalte die „Erkenntnis sozialistischer Theorie ihre Gültigkeit, dass sich Demokratie und Menschrechte dauerhaft nicht auf der Basis kapitalistischer Produktions- und Eigentumsverhältnisse verwirklichen lassen“ (Peter, S. 218), wenngleich das manche „Reformsozialisten“ glauben.

Wenngleich eine Bemerkung von Christoph Spehr nicht auf eine bestimmte Partei gemünzt ist, dürfte sie auf ein neuralgisches Defizit im PDS-Selbstverständnis mancher Funktionsträger und Vordenker der Partei und somit in den bisherigen Programmentwürfen zuzutreffen: „Eine sozialistische Programmatik sollte daher stärker ausführen, wie sie sich als Teil einer internationalen Bewegung sieht... Sie muss aber auch dazu stehen, sich als Teil einer historischen Bewegung zu sehen.“(S. 163)

Der als Unterhaltungen deklarierte Diskurs ist reich an Überlegungen und Einschätzungen zur Realität und zu einer möglichen Programmatik, die jedoch teilweise diffus blieben, sich in vielen Fällen nicht zu einem konsensfähigen Gedankengebäude zusammenfügen lassen und politikwirksam gemacht werden können. Diesen Eindruck hat auch Peter von Oertzen gewonnen, wenn er in seinem Nachwort schreibt: Es werde eine solche Fülle an Gesichtspunkten und Argumenten entfaltete, „dass eine aussagekräftige Zusammenfassung oder gar Bewertung so gut wie unmöglich ist“. (S. 243)

Das spricht zunächst nicht gegen die Gesprächsteilnehmer, vielmehr kennzeichnet das die Fülle neuer, ungelöster Probleme sowie den heutigen Stand der betreffenden Erkenntnis und der Klärung. Haugs Feststellung gilt mehr oder weniger für die Gesprächsteilnehmer ebenso wie für die Aktivisten der PDS: „Wir sind welthistorisch Ernüchterte. Unsere Hände sind leer, was eine realisierbare und mehrheitsfähige Systemalternative angeht.“ 

Die Rezension kann keineswegs den Gedankenreichtum der Debatte mit allen seinen Nuancen und Meinungsunterschieden wiedergeben. Wer ihn erschöpfend zu Kenntnis nehmen und für die Programmarbeit nutzen will, dem kann die Lektüre des Buches selbstverständlich nicht erspart werden.

Eine erste, sehr notwendig erscheinende Verständigung der Gesprächsteilnehmer betraf die Widersprüchlichkeit der Realität und somit auch jeglicher linker Politik, die von der traditionellen Arbeiterbewegung in der Vergangenheit aufgrund eines dominierenden Monismus im Denken nicht bewältigt wurde. Genannt wurden von den Gesprächsteilnehmern unter anderem folgende -Spannungen erzeugende - Widersprüche: der „zwischen unserem nationalen Politikraum und der transnationalen Entwicklung“; zwischen der Partei im Singular und der realen Pluralität der Linken und der Tatsache, dass die Partei über ihre Grenzen hinaus agieren müsse; zwischen nach hinten gerichteter Geschichtsdebatte und nach vorn gerichteter Programmatik; zwischen Tagespolitik und programmatischem Fernziel; zwischen Patriarchat und Emanzipation (z. B. hinsichtlich der Brechung des Männermonopols im Militär), zwischen politischer Aufklärungs- und Überzeugungsarbeit einerseits und unumgänglicher Selbstbestimmung und Autonomie der pluralen Akteure, zwischen der Forderung nach Freiheit und Emanzipation einerseits und der Tatsache, dass die Ziele nur in harten Kämpfen, vermittels Eingriffen in die Eigentums- und Machtverhältnisse durchsetzbar sind, usw.  

Die Erörterung dieser und weiterer Widerspruchsfelder führte unmittelbar zur Frage nach der Methodologie. Hierzu gehörte im Gespräch ebenso wie in der PDS selbst die Frage danach, womit man ein Programm beginnen solle – mit einem Bekenntnis der Partei in ihrem sozialistischen Selbstverständnis oder mit einer Analyse und Einschätzung der realen ökonomischen und gesellschaftspolitischen Situation des realen Kapitalismus. Frank Deppe bezweifelte überhaupt den Sinn, „die Analyse der gegenwärtigen Umbruchssituation – dazu noch speziell im Blick auf die spezifische Situation in Deutschland – zu übersetzen in eine Zielvorstellung von Sozialismus und ein Handlungsprogramm einer sozialistischen Partei“, und zwar mit dem Verweis auf die Äußerung von Marx, dass jeder Schritt wirklicher Bewegung wichtiger als ein Dutzend Programme sei. (S. 39) Dem wurde entgegengehalten, dass auch sozialistische Tagespolitik die Einordnung in eine bestimmte (sozialistische) Perspektive erfordere.

Die Ansicht, die Programmarbeit müsse einem „offenen Laboratorium“ gleichen, wurde durch die Frage relativiert, wie man mit dem „unaufhebbaren Widerspruch von politischer Produktivität und pragmatischer Machbarkeit, von Vielfalt versus Einheitlichkeit“ umgehen soll. (Haug, S. 41) Praktisch bedeutet dies zum einen die Anerkennung der Vielfalt in der Realität und im linken Selbstverständnis, zum anderen die Notwendigkeit eines hohen Maßes an einheitlicher Politikfähigkeit. Dies erinnert an die Forderung von Palmiro Togliatti, dem 1964 verstorbenen Generalsekretär der IKP, nach einer „Einheit in der Vielfalt“, die aufzugreifen die damalige kommunistische Bewegung sich als unfähig erwies. Allerdings gab es hier einen Einspruch von F. O. Wolf, der meinte, „in der jetzigen Situation ist es wichtiger, dass Einzelne oder auch Gruppen ihre Position authentisch vertreten, statt den gemeinsamen Nenner zu formulieren.“(S. 42) 

Unter dem Gesichtspunkt des Methodischen wurden auch Fragen nach dem Wertesystem der Linken, nach dem Verhältnis zum Reformismus, nach einer „Vernetzung“ linker Bewegungen, nach der Aktualität von Hegemonie behandelt. Frank Deppe kritisierte am ursprünglichen Programmentwurf der PDS das Fehlen der „Klassendimension des Politischen“, was nicht, wie im Marxismus-Leninismus heiße, „Politik wesentlich auf Klassenkampf zu reduzieren“. Die Klassendimension des Politischen stelle sich heute vor allem als Politik der Bourgeoisie dar. (S. 52 f)

Ein Diskussionspunkt betraf das Verhältnis von Kapitalismus und Moderne, bei dem es unterschiedliche Auffassungen gab. Zugleich wurde zugestanden, dass „das Moderne die Frucht der kapitalistischen Produktionsweise“ sei. (S. 62) Da vermutlich einige Programmautoren der PDS von einer Identität von Kapitalismus und Moderne ausgehen und aus diesem Grunde den Begriff des Kapitalismus gelegentlich ganz vermeiden, sei darauf verwiesen, dass sie von den Gesprächsteilnehmern nicht als identisch betrachtet wurden. Kritisch an die Adresse mancher Vertreter der PDS wies Christoph Türcke auf zwei tatsächliche neuralgische Probleme der Partei hin: dass im Positionspapier versucht wurde, mit dem Rückgriff auf den Moderne-Begriff „einen Reizbegriff wie den des Kapitalismus zu umgehen oder zurückzudrängen“; und dass überhaupt „immer auf der Kippe /stehe/, was Abschied von der DDR ist und was Abschied von elementaren sozialistischen Positionen“. (S. 73) Wolfgang Küttler betonte, dass der Begriff Kapitalismus notwendig sei, „um im marxistischen Sinne seine nach wie vor bestehenden Widersprüche und destruktiven Kräfte als Merkmal auch der gegenwärtigen Entwicklung deutlich zu machen“. (S. 57) Und derselbe an anderer Stelle: „Die sträfliche Vernachlässigung der Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus entspringt vermutlich dem Glauben, im Besitz einer Theorie, die die bestehenden Umwälzungen richtig wiedergibt, die sozialistischen Orientierungen neu bestimmen zu können. Das ist aber eine Illusion. Man muss anfangen bei der Analyse der gegenwärtigen Umwälzungen und ihrer Perspektiven.“(S. 97)

Der Moderne-Begriff schließe das Probleme der Produktionsverhältnisse (des Kapitalismus) nicht ein.  Für Frank Deppe ist der Moderne-Begriff auch in dem Sinne ungeeignet, der „bürgerlichen Klasse Potentiale von Fortschritt und Befreiung“ zuschreiben zu wollen, denn „Zivilisationsgewinne sind nicht Ausdruck einer objektiven Modernisierungstendenz des Kapitalismus, sie sind Ergebnis des Klassenkampfes und sie sind immer wieder bedroht“. (S. 66 f.) Dass in diesem Zusammenhang der Begriff der „Errungenschaften“ für die DDR eine vorwiegend negative Bewertung erfuhr, weil er ambivalent und angeblich kompromittierend wäre, ist, wenngleich er tatsächlich überstrapaziert worden war, nicht überzeugend und bedauerlich. Überhaupt mangelte es in der Diskussion, jene unter sozialistischen Vorzeichen in der DDR realisierten „zivilisatorischen“ Fortschritte in die Programmüberlegungen und Lösungsvorschläge einzubeziehen. Immerhin schufen sie Basis sozial verträglicher Lebensverhältnisse, bewirkten sie eine gewisse Zivilisierung der Verhältnisse in der BRD und bieten sie noch heute ein Beispiel für den angestrebten sozialen Fortschritt. Ihr Scheitern in der DDR resultierte nicht aus ihrem Wesen, auch nicht aus ihrer Instrumentalisierung seitens der Führung, sondern aus der ungenügenden ökonomischen Absicherung, aus unzureichenden Funktionsmechanismen der Wirtschaft und Gesellschaft, aus einem Mangel an Demokratie usw.. In den Unterhaltungen wäre es im Hinblick auf eine zeitgemäße sozialistische Programmatik erforderlich gewesen, sowohl die maßstabsetzenden Leistungen und Errungenschaften wie die zwingenden Ursachen des Scheiterns des DDR-Sozialismus gründlich zu erörtern, was leider nicht geschah. Zumindest wäre dies von den beiden, der DDR entstammenden und ehemals der SED angehörenden Wissenschaftlern zu erwarten gewesen. Wenn Frank Deppe meint, eine linkssozialistische Partei solle nicht zulassen, dass progressive Dimensionen der neueren deutschen Geschichte, der Revolutionen und des Kampfes gegen Faschismus und Krieg kriminalisiert oder verdrängt werden, (S. 138) muss man wohl auch das Erbe der DDR-Erfahrungen denken, wenngleich in der Debatte die Aufmerksamkeit vor allem auf die 68er Bewegung gelenkt wurde. 

Als ein im Kapitalismus nicht zu lösendes Spannungsverhältnis wurde das Problem der Arbeit genannt – Massenarbeitslosigkeit zum einen, hoher Bedarf an Software-Spezialisten und anderen Hochtechnologiearbeitern zum anderen und unzureichende Ausbildung erforderlicher Arbeitskräfte. Konsequenzen habe auch „die Neustrukturierung der Arbeiterklasse als Resultat der Produktivkraftentwicklung“ hinsichtlich der „Verschiebung im Verhältnis von Männer- und Frauenarbeit“. (Frigga Haug, S. 100 f.) Es wurde darauf hingewiesen, dass es im Zeichen des Neoliberalismus nicht um die angebliche Deregulierung der Arbeit gehe, sondern vielmehr um den Wechsel von einer sozialstaatlichen Regulierung zu einer rein kapitalistischen Regulierung als einer neuen Herrschaftsform des Kapitals. (S. 110) Die Formen der Regulation würden sich nicht nur aus dem Entwicklungsstand der Produktionsverhältnisse ergeben, sondern seien auch Resultate des Klassenkampfes, Reflexionen konkreter Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen. (S.112) Eine der bevorstehenden Konfliktlinien werde in den „krisengeschüttelten Kämpfen um Regulation“ bestehen. Und wenn es um Regulation in einem sozialistischen Programm gehe, gelte es zu begreifen, dass diese „nicht mehr nur nationalstaatlich praktiziert werden kann“. (S. 124)

In verschiedenen Zusammenhängen stand deshalb auch das Problem der Globalisierung zur Diskussion. 

Ein weiteres wichtiges Konfliktfeld bilde die Krieg-Frieden-Problematik, verbunden mit der Frage nach der „Erzwingbarkeit  von Frieden“ (S. 116), die die PDS fast vor eine Zerreißprobe gestellt hatte und bekanntlich auch weiterhin unter den Linken kontrovers beantwortet wird. Die Spaltung der Linken zum Balkan-(Kosovo-)Krieg habe verdeutlicht, „wie sehr die Maßstäbe für Friedenspolitik, für die Bearbeitung internationaler Konflikte, für die Bedeutung internationaler Organisationen und schließlich für die Machtdimensionen imperialistischer Politik verloren gegangen sind“. Gerade die Rechtfertigung dieses Krieges durch Habermas sei „für die intellektuelle Linke in Deutschland eine Katastrophe gewesen“. Ein Vergleich der Rolle von Habermas, Giddens mit der von Bourdieu verdeutliche den „Verfall der politischen Kultur der westeuropäischen Linken in den letzten Jahren“ (Deppe, S. 137) 

In der Arbeiterklasse vollziehe sich ein Prozess der Fragmentierung. Die derzeitige neoliberale Hegemonie reflektiere sich in der Krise der traditionellen Gewerkschaftsorganisationen. Mit dem „Bündnis für Arbeit“ werden „die Gewerkschaften in ein System des nationalen Wettbewerbskorporatismus eingebunden“. (Deppe, S. 150)

Damit war bereits ein weiteres zentrales Thema der „Unterhaltungen“ aufgeworfen, nämlich die Frage nach den Subjekten, bei denen es sich schließlich auch um die Adressaten handele, „denen man Angebote machen muss“, so W. F. Haug. (S. 136)

Angeregt durch Haugs Vorgabe, bei der heutigen sozialistischen Standortbestimmung „die Integrationsprozesse einzubeziehen, die widerständige Gruppen und Parteien innerhalb dieses Gesellschaftssystems durchlaufen haben“, verwies Christoph Türcke am Beispiel der Sozialdemokratie und der Grünen darauf, dass systemsprengende Intention und außerparlamentarische Opposition auf der Strecke geblieben seien,  sowie auf  „die systemische Gewalt, die es schafft, widerständige Bewegungen und Köpfe zu integrieren“. (S. 143) Würdigung fanden im Gespräch die neuen sozialen und Bürgerbewegungen, die NGOs, die Antikkriegsbewegungen, das Weltsozialforum von Porto Alegre, die Attac-Bewegung

Man war sich einig über die Notwendigkeit der Formierung einer Gegenmacht, wobei die Frage auftauchte, ob diese auf dezentraler Basis überhaupt möglich sei. Können explosionsartige Widerstandsbewegungen, sofern sie zustande kommen, „nachhaltig sein im Sinne einer Transformation, wenn es keine Kernkraft gibt?“ Davon hänge für ihn, so Wolfgang Küttler, die Subjektfrage sehr wesentlich ab. (S. 152) In einem anderen Zusammenhang hatte bereits Frank Deppe mit dem Verweis darauf, dass es in der Politik immer auch um die Aggregation von Interessen gehe, von der Unbeständigkeit und vom Zerfallsprozess spontaner Ein-Punkt-Bewegungen gesprochen und gemeint, dass „Parteien immer auch notwendig sind, um Interessen kollektiv – als soziale und politische Kraft – zu artikulieren, um – wie Gramsci sagte – als ‚kollektiver Intellektueller’ die Erfahrungen von Erfolg und Niederlage zu erarbeiten, strategisch zu denken und zu handeln“. (S. 147)

Ein Problem des heutigen Subjektverständnisses besteht, wie dargelegt wurde, im sich vollziehenden Generationsbruch, der zugleich ein Kulturbruch sei. Lebensweise und Handlungsmotive der jüngeren Generationen, auf die sich Politik- und Programmangebote richten müssen, unterscheiden sich wesentlich von denen der älteren Generationen. Hinsichtlich der „elektronischen Kultur“, die heute das Berufsleben wie die Freizeitgestaltung bestimmt, seien die Enkel den Großvätern überlegen, was früher nicht der Fall war. „Sehr viele Jüngere haben heute erhebliche Erfahrungen damit, komplexe Bereiche von Produktion und Reproduktion selbst und eigenverantwortlich zu organisieren.“ (Spehr, S. 165) Frigga Haug meinte, grundlegend  verändert habe sich „das Verhältnis zur Realität im Unterschied zur Fiktion. Die Computerkultur bietet auch die Grundlage, eine eigene Realität zu simulieren und sich selbst als handelnde Person hineinzuprojizieren. Das Verhältnis zum eigenen Leben wird experimentell“. Sie stellte die Frage ob nicht die veränderte Haltung zu Fiktion und Realität bedeute, „das Politikangebote herkömmlichen Stils es schwer haben, weil die leichte Machbarkeit solcher Fantasie-Einlösungen  von Gesellschaftsveränderung /in den Computerspielen - H. N.) ihnen allemal voraus ist. Gleichwohl wäre zu überlegen, dass Politik mit dieser Generation das Aktivierungsangebot, das in den Computerspielen steckt, aufgreifen muss.“ (S. 166)  W. F. Haug stellte die Frage, ob eine experimentalistische Lebenseinstellung nicht mindestens etwas Ambivalentes habe. (S. 169) Er sehe, so meinte  W. Küttler , „diese ganze Verspieltheit, diese Virtualisierung als eine Hausmacht des Neoliberalismus an“. Es werde somit die Illusion verbreitet, jeder habe sein Leben im Griff und die objektiven Umstände würden überhaupt keine Rolle spielen. (S. 170)

Die dritte Gesprächsrunde befasste sich mit der Entwicklung nach dem 11. September 2002. Wie sehr man auch immer die Zeit nach den Terroranschlägen in das Blickfeld rücken muss, scheinen jedoch die Gesprächspartner ungenügend in Betracht gezogen haben, dass die eigentliche epochale Umwälzung bereits in den Jahren nach 1989-90 stattfand und vieles, was nach dem 11. September vordergründig wurde, unmittelbar oder tendenziell bereits damals seinen Ausgang nahm. Wesentlich dafür war das Verschwinden jener Gegenmacht, die den imperialen Intentionen und Praktiken enge Grenzen setzte und die auch „neutralen Kräften“ Handlungsräume offenhielten. Somit trifft Frank Deppes Charakterisierung „der neuen Epoche – als permanenter Krieg gegen das Böse – mit der Definitionsmacht des US-amerikanischen Präsidenten, was das Böse ist“, eben bereits auf die Jahre nach 1990 zu, indem „das neoliberale Projekt nunmehr als ‚disziplinierender Neoliberalismus’ (Stephen Gill) mit militärischer Gewalt geostrategisch neu abgesichert wird“. (S. 178) Man wies in diesem Zusammenhang auch darauf hin, dass die USA auf Unilateralismus setzen, die UNO und auch die NATO übergehen und ihre Verbündeten je nach Bedarf instrumentalisieren.

Deppe setzte ebenfalls den Beginn der weltpolitischen Veränderungen, die zwar nicht abgeschlossen seien, doch die gegenwärtigen Konstellationen bestimmten, im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts an, indem er auf fünf Momente hinwies: darauf, dass noch immer das Ende des Systemgegensatzes, der dominanten Konfliktkonstellation wirke; auf die Schwächung jener Staaten, die sich außerhalb des sozialistischen Lagers als antiimperialistisch bzw. kapitalismuskritisch verstanden; auf die entsprechende Schwächung der innerkapitalistischen sozialen Kräfte, die das Kapital, vornehmlich in Europa, zu einer Politik des ‚Klassenkompromisses’ gezwungen hatten; auf die Veränderung der Rolle der Nationalstaaten und der gesellschaftlichen sowie ideologischen Kräfteverhältnisse im Zuge der Globalisierung, auf den weiteren Ausbau der Stellung der USA als unumschränkt herrschende Weltmacht in den 90er Jahren. (S. 196 f.)

W. Küttler plädierte für die Gültigkeit des Leninschen Imperialismusbegriffs, wenn man von der Charakterisierung als ‚sterbender und faulender Kapitalismus’ sowie von der Prognose zwischenimperialistischer Kriege, die revolutionäre Erschütterungen hervorrufen würden, absieht. Zutreffend seien nach wie vor folgende Merkmale, die zum Teil sogar stärker hervortreten würden: Konzentration der Industrie; Konzentration der Banken; Entstehung der Finanzoligarchie und eines neuen Typs von Finanzkapital;  Kampf um die ‚Aufteilung der Welt’, d. h. um Rohstoffquellen und Absatzmärkte. (S. 189) Erinnert sei daran, dass in den Programm-Materialien der PDS, auf die sich die Unterhaltungen bezogen, von „Imperialismus“ nicht die Rede ist, als gebe es ihn nicht mehr.

Auf einen neuen Aspekt wies Lothar Peter hin, indem er feststellte, Gewalt sei zwar stets ein Mittel imperialistische Politik gewesen, doch sei sie nunmehr „zum Inbegriff der Menschenrechte geworden“. Das werfe die Frage auf, wie diese Perversion zivilisatorischer Standards möglich war ohne einen weltweiten Protest dagegen. Eine Differenz zur Leninschen Problemlage bestehe allerdings „in der offenkundigen Schwäche transformatorisch-oppositioneller ‚Subjekte’ auf dem Boden der hochentwickelten Gesellschaften“.(S. 177 f.) Hier sei hinzugefügt, dass eine wesentliche Ursache dafür darin besteht, dass der reale Sozialismus als eine Art Leitorientierung für diese Subjekte gescheitert ist und dadurch beträchtliche Zweifel an der Realisierbarkeit einer antikapitalistischen Alternative erzeugt wurden. „Der Zusammenbruch des europäischen Staatssozialismus hat eine Situation geschaffen, in der sich zur Zeit auch nicht das zaghafteste Anzeichen einer Systemalternative, sondern nur eine Hierarchisierung der Macht innerhalb des weltweiten Kapitalismus erkennen lässt.“ (S. 202) 

In seinem Nachwort betont Peter von Oertzen, der selbst an den Unterhaltungen nicht teilgenommen hatte, die unverminderte Bedeutung und Notwendigkeit von Theorie in Anbetracht ihrer gegenwärtigen Geringschätzung. Es gäbe in den Reihen der Linken als Reaktion auf Sektierertum und Dogmatismus und auf die selbstverschuldeten schrecklichen Niederlagen „eine gewisse Neigung, jede dezidierte theoretische Aussage (und natürlich jede darauf gegründete politische Praxis) von vornherein als zumindest dogmatisch abzuweisen... Überdies... entwaffnet ein solcher dogmatischer ‚Antidogmatismus’ die Linke gerade im gegenwärtigen ‚Sozialismus-Diskurs’, in dem Neoliberale und Postmodernisten in trautem Verein jede sozialistische Auffassung als ‚dogmatisch’ in Misskredit zu bringen versuchen...“ (S. 245 f.) – eine Mahnung auch an die Adresse mancher mit der Programmarbeit befasster PDS-Funktionäre, die nach dem Desaster vom 22. September 2002 ein noch viel größeres Gewicht erhalten hat.

� Hgg. von Wolfgang Fritz Haug und Frigga Haug unter Mitwirkung von Erhard Crome, Frank Deppe, Jutta Held, Wolfgang Küttler, Susanne Lettow, Peter von Oertzen, Lothar Peter, Jan Rehmann, Thomas Sablowski, Christoph Spehr, Jochen Steinhilber, Christoph Türcke und Frieder Otto Wolf. Berliner Institut für Kritische Theorie 2002, 252 S.
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